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Beschlußempfehlung *) 
des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 

zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Investitionszulagengesetzes 
— Drucksache 8/1409 — 

zu dem von den Abgeordneten Dr. Warnke, Böhm (Melsungen), Dr. Sprung, 
Dr. von Wartenberg, Glos, Dr. Köhler (Wolfsburg), Dr. Kunz (Weiden), Lintner, 
Röhner, Sauer (Salzgitter), Schröder (Lüneburg), Dr. Waigel, Lemmrich und der 
Fraktion der CDU/CSU eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Investitionszulagengesetzes 
und des Zonenrandförderungsgesetzes 
— Drucksache 8/1527 — 

A. Problem 

Für das langfristige Wirtschaftswachstum ist ein hohes Niveau 
der Forschungs- und Entwicklungstätigkeit von wesentlicher 
Bedeutung; zu aktivierende Reserven werden insbesondere 
noch bei kleinen und mittleren Betrieben gesehen. Die Anreize 
für energiesparende Investitionen sollen auf die Erweiterung 
von Fernwärmenetzen und auf neue Techniken ausgedehnt wer-
den. Das Investitionszulagengesetz ist außerdem dem 6. Rah-
menplan der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regiona-
len Wirtschaftsstruktur" anzupassen. 

Mit Entschließung vom 6. Oktober 1977 hat der Deutsche Bun

-

destag aus Anlaß der Verabschiedung des Gesetzes zur Steuer

-

entlastung und Investitionsförderung die Bundesregierung er- 

*) Bericht der Abgeordneten Dr. von Wartenberg und Kühbacher folgt. 
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sucht, die weitere Wirksamkeit der Berlin- und Zonenrandför

-

derung zu prüfen und gegebenenfalls Vorschläge zu unterbrei

-

ten, die eine ausreichende Förderung auch künftig sicherstellen. 

B. Lösung 
Der Ausschuß empfiehlt, die Regierungsvorlage zur Änderung 
des Investitionszulagengesetzes — Drucksache 8/1409 —, er-
gänzt um weitere energiesparende Techniken und sonst im we-
sentlichen unverändert zu übernehmen, eine Reihe von Verbes-
serungen der Berlinförderung aufzunehmen und aus dem Ge-
setzentwurf der CDU/CSU — Drucksache 8/1527 — die Er-
höhung der Abschreibung für Gebäude im Zonenrandgebiet zu 
übernehmen. 

Im einzelnen enthält die Beschlußempfehlung danach insbe-
sondere: 

a) im Bereich von Forschung und Entwicklung 

— Verdoppelung der Zulage nach § 4 InvZulG von 7,5 v. H. 
auf 15 v. H. für Sachinvestitionen bis zur Höhe von 
500 000 DM jährlich, 

— Einführung einer ermäßigten Zulage für Gebäude, Aus-
bauten und Erweiterungen, die nur zwischen 1 /3 und 2/3 
der Forschung und Entwicklung dienen, 

— Ausdehnung der Zulage auf bestimmte immaterielle 
Wirtschaftsgüter; 

b) im Bereich energiesparender Investitionen 

— Ausdehnung der Investitionszulage nach § 4 a InvZulG 
auf die Erweiterung von Fernwärmenetzen und auf An-
lagen zur Rückgewinnung von Abwärme, jetzt auch auf 
Solar- und Windkraftanlagen; 

c) im Bereich der Berlinförderung 

— Ausdehnung der Abschreibungsvergünstigung auf den 
Erwerb vorhandener Betriebsgebäude, 

— Ausdehnung der Abschreibungsvergünstigung auf nach-
trägliche Herstellungskosten aller Art, 

— besondere Abschreibungsvergünstigungen für Moderni-
sierungen im Hotel- und Gaststättengewerbe, 

— Erhöhung der besonderen Investitionszulage für For-
schung und Entwicklung einschließlich nachträglicher 
Herstellungskosten an Gebäuden, 

— Anpassung der Körperschaftsteuerpräferenz an die Kör-
perschaftsteuerreform, 

— Anpassung der Umsatzsteuerpräferenzen für Trink-
branntwein, Kaffee und Tabakwaren an die veränderten 
Verhältnisse; 

d) im Bereich der Zonenrandförderung 

— Erhöhung der Sonderabschreibung nach § 3 Abs. 2 Buch-
stabe b ZRFG für unbewegliche Wirtschaftsgüter von 
30 v. H. auf 40 v. H. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 
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C. Alternativen 

Weitergehende Vorschläge der Opposition, des Bundesrates 
und der mitberatenden Ausschüsse wurden im wesentlichen aus 
Haushaltsrücksichten abgelehnt. 

D. Kosten 

Die Kosten der Regierungsvorlage zum Investitionszulagen-
gesetz mit 110 Millionen DM jährlich werden durch die Einbe-
ziehung von Solar- und Windkraftanlagen nur unwesentlich er-
höht. 

Die Änderungen des Berlinförderungsgesetzes gleichen sich in 
Minderausgaben (Trinkbranntwein, Kaffee, Tabakwaren) und 
Mehrausgaben von jeweils 25 Millionen DM aus. 

Die Änderung des Zonenrandförderungsgesetzes wird von den 
Antragstellern mit 30 Millionen DM jährlich angegeben; nach 
Auffassung der Bundesregierung dürften sie sich auf rd. 50 Mil-
lionen DM jährlich belaufen. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 8/1409 — in der aus der Anlage ersicht-
lichen Zusammenstellung mit der Überschrift „Gesetz zur Änderung des 
Investitionszulagengesetzes und anderer Gesetze" anzunehmen; 

2. den Gesetzentwurf — Drucksache 8/1527 — für erledigt zu erklären. 

Bonn, den 2. Mai 1978 

Der Finanzausschuß 

Frau Funcke 

Vorsitzende 

Dr. von Wartenberg 

Berichterstatter 

Kühbacher 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des Investitionszulagengesetzes 
— Drucksache 8/1409 — 
mit den Beschlüssen des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 

Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Investitionszulagengesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Investitionszulagengesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 3. Mai 1977 (BGBl. I S. 669) 
wird wie folgt geändert: 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Investitionszulagengesetzes und anderer Gesetze 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Investitionszulagengesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 3. Mai 1977 (BGBl. I S. 669) 
wird wie folgt geändert: 

01. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 erhält die Nummer 2 die fol-
gende Fassung: 

„2. die Herstellung von abnutzbaren un-
beweglichen Wirtschaftsgütern des 
Anlagevermögens sowie von Aus-
bauten und Erweiterungen an abnutz-
baren unbeweglichen Wirtschaftsgü-
tern des Anlagevermögens, die Ge-
bäude, Gebäudeteile, Eigentumswoh-
nungen oder im Teileigentum ste-
hende Räume sind, wenn die Wirt-
schaftsgüter oder die ausgebauten 
oder neu hergestellten Teile minde-
stens drei Jahre nach ihrer Herstel-
lung vom Steuerpflichtigen aus-
schließlich zu eigenbetrieblichen 
Zwecken verwendet werden." 

bb) In Satz 2 werden die Worte „ , Gebäude-
teile, Ausbauten und Erweiterungen" 
durch die Worte „und die ausgebauten 
oder neu hergestellten Teile" ersetzt. 

b) In Absatz 4 werden die Worte „ , Ausbauten 
und Erweiterungen" durch die Worte „und 
der Herstellungskosten der im Wirtschafts- 
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Entwurf 

1. § 2 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Nummer 1 erhält die folgende Fas-
sung: 

„1. a) in einem im Rahmenplan nach 
dem Gesetz über die Gemein-
schaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur" 
vom 6. Oktober 1969 (BGBl. I 
S. 1861) — Rahmenplan — aus-
gewiesenen Schwerpunktort eines 
förderungsbedürftigen Gebiets 
eine Betriebstätte errichtet oder 
erweitert wird; der Rahmenplan 
ist insoweit im Bundesanzeiger 
bekanntzumachen, 

b) in einem förderungsbedürftigen 
Gebiet eine Betriebstätte erwei-
tert wird, die der Steuerpflichtige 
entweder vor dem 1. Januar 1977 
errichtet oder erworben hatte 
oder nach dem 31. Dezember 1976 
in einer Gemeinde errichtet oder 
erworben hat, die zum Zeitpunkt 
der Errichtung oder des Erwerbs 
als Schwerpunktort im Rahmen-
plan ausgewiesen war oder 

c) im Zonenrandgebiet eine Betrieb-
stätte umgestellt oder grundle-
gend rationalisiert wird,". 

bb) Hinter der Nummer 1 wird die folgende 
Nummer 2 eingefügt: 

„2. ein Investitionsvorhaben in einer Be-
triebstätte durchgeführt wird, in der 
überwiegend Leistungen für die Be-
herbergung von Fremdenverkehrs-
gästen erbracht werden und die sich 
in einem durch Rechtsverordnung 
nach § 3 Abs. 2 bestimmten Frem-
denverkehrsgebiet befindet; unter 
diesen Voraussetzungen sind Investi- 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

jahr beendeten Ausbauten und Erweiterun-
gen" ersetzt. 

c) In Absatz 5 erhalten die Sätze 1 und 2 die fol-
gende Fassung: 

„Die Investitionszulage kann bereits für im 
Wirtschaftsjahr aufgewendete Anzahlungen 
auf Anschaffungskosten und für Teilherstel-
lungskosten gewährt werden. In diesem Fall 
dürfen die nach den Absätzen 1 bis 3 begün-
stigten Anschaffungs- oder Herstellungs-
kosten im Wirtschaftsjahr der Anschaffung 
oder Herstellung bei der Bemessung der Inve-
stitionszulage nur berücksichtigt werden, so-
weit sie die Anzahlungen oder Teilherstel

-

lungskosten übersteigen." 

1. § 2 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) unverändert 

bb) Hinter der Nummer 1 wird die folgende 
Nummer 2 eingefügt: 

„2. ein Investitionsvorhaben in einer 
Betriebstätte des Fremdenverkehrs 
durchgeführt wird, die überwiegend 
der Beherbergung dient und die sich 
in einem durch Rechtsverordnung 
nach § 3 Abs. 2 bestimmten Frem-
denverkehrsgebiet befindet; unter 
diesen Voraussetzungen sind Investi-
tionen zur qualitiven Verbesserung 
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tionen zur qualitativen Verbesserung 
des Angebots einer grundlegenden 
Rationalisierung gleichgestellt,". 

cc) Die bisherigen Nummern 2 bis 7 werden 
Nummern 3 bis 8. 

dd) Die neue Nummer 4 erhält folgende Fas-
sung: 

„4. bei der Erweiterung einer Betrieb-
stätte oder bei einer im Zusammen-
hang mit einer Betriebsverlagerung 
innerhalb der förderungsbedürftigen 
Gebiete stehenden Errichtung einer 
Betriebstätte die Zahl der bei Inve-
stitionsbeginn in der zu fördernden 
Betriebstätte bestehenden Dauerar-
beitsplätze um mindestens 15 vom 
Hundert erhöht wird oder mindestens 
50 zusätzliche Dauerarbeitsplätze ge-
schaffen werden; hierbei zählt ein 
Ausbildungsplatz wie zwei Dauer-
arbeitsplätze; bei Fremdenverkehrs-
betriebstätten im Sinne der Num-
mer 2 kann auch eine Erhöhung der 
Bettenzahl um mindestens 20 vom 
Hundert als ausreichend angesehen 
werden,". 

b) In Satz 2 werden die Worte „Nummern 2, 4 
und 7" durch die Worte „Nummern 3, 5 und 
8" ersetzt. 

2. In § 3 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „Nr. 1 
letzter Satzteil" durch die Worte „Nr. 2" ersetzt. 

3. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 erhält Satz 3 die folgende Fas-
sung: 

„Die Investitionszulage beträgt 15 vom Hun-
dert der Anschaffungs- oder Herstellungs-
kosten der im Wirtschaftsjahr angeschafften 
oder hergestellten Wirtschaftsgüter, Ausbau-
ten und Erweiterungen, soweit die Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten den Betrag 
von 500 000 Deutsche Mark nicht übersteigen, 
und 7,5 vom Hundert der diesen Betrag über-
steigenden Anschaffungs- oder Herstellungs-
kosten." 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

des Angebots einer grundlegenden 
Rationalisierung gleichgestellt,". 

cc) unverändert 

dd) Die neue Nummer 4 erhält folgende Fas-
sung: 

„4. bei der Erweiterung einer Betrieb-
stätte oder bei einer im Zusammen-
hang mit einer Betriebsverlagerung 
innerhalb der förderungsbedürftigen 
Gebiete stehenden Errichtung einer 
Betriebstätte die Zahl der bei Inve-
stitionsbeginn in der zu fördernden 
Betriebstätte bestehenden Dauerar-
beitsplätze um mindestens 15 vom 
Hundert erhöht wird oder mindestens 
50 zusätzliche Dauerarbeitsplätze ge-
schaffen werden; hierbei zählt ein 
Ausbildungsplatz wie zwei Dauer-
arbeitsplätze; bei Fremdenverkehrs

-

betriebstätten im Sinne der Num-
mer 2 wird auch eine Erhöhung der 
Bettenzahl um mindestens 20 vom 
Hundert als ausreichend angesehen,". 

b) unverändert 

2. unverändert 

3. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält die folgende Fassung: 

„(1) Steuerpflichtigen im Sinne des Ein-
kommensteuergesetzes und des Körperschaft-
steuergesetzes, die den Gewinn nach § 4 
Abs. 1 oder § 5 des Einkommensteuergesetzes 
ermitteln, wird auf Antrag für abnutzbare 
Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens und 
Ausbauten und Erweiterungen an abnutz-
baren unbeweglichen Wirtschaftsgütern des 
Anlagevermögens, die Gebäude, Gebäude-
teile, Eigentumswohnungen oder im Teil-
eigentum stehende Räume sind, eine Investi-
tionszulage gewährt, wenn die Wirtschafts-
güter oder die ausgebauten oder neu herge-
stellten Teile der Forschung oder Entwick-
lung dienen. Werden von einer Gesellschaft 
im Sinne des § 15 Abs. 1 Nr. 2 des Einkom-
mensteuergesetzes Wirtschaftsgüter ange-
schafft oder hergestellt oder Ausbauten oder 
Erweiterungen vorgenommen, gilt Satz 1 mit 
der Maßgabe, daß der Gesellschaft eine Inve-
stitionszulage gewährt wird. Die Investitions- 
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b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Am Ende der Nummer 2 werden der 
Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt 
und der folgende Halbsatz angefügt: 

„dienen die Gebäude oder die ausgebau-
ten oder neu hergestellten Gebäudeteile 
nicht zu mehr als 66 2/3 vom Hundert, 
aber zu mehr als 33 1/3 vom Hundert der 
Forschung oder Entwicklung, so werden 
die Herstellungskosten zur Hälfte bei der 
Bemessung der Investitionszulage be-
rücksichtigt,". 

bb) Die folgende Nummer 3 wird angefügt: 

„3. die Anschaffungskosten von neuen 
abnutzbaren immateriellen Wirt-
schaftsgütern des Anlagevermögens, 
soweit sie nicht in laufenden Ver-
gütungen bestehen, die vom zukünf-
tigen Umsatz oder Gewinn oder einer 
ähnlichen ungewissen Größe abhän-
gen, bis zur Höhe von 500 000 Deut-
sche Mark im Wirtschaftsjahr, wenn 
die oberste Landesbehörde oder die 
von ihr bestimmte Stelle bescheinigt 
hat, daß die Wirtschaftsgüter be-
stimmt und geeignet sind, im Betrieb 
des Steuerpflichtigen ausschließlich 
der Forschung oder Entwicklung im 
Sinne des § 51 Abs. 1 Ziff. 2 Buch-
stabe u Satz 4 Doppelbuchstabe bb 
und cc des Einkommensteuergesetzes 
zu dienen, und die Wirtschaftsgüter 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

zulage beträgt 15 vom Hundert der Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten der im Wirt-
schaftsjahr angeschafften oder hergestellten 
Wirtschaftsgüter und der Herstellungskosten 
der im Wirtschaftsjahr beendeten Ausbauten 
und Erweiterungen, soweit die Anschaffungs-
oder Herstellungskosten den Betrag von 
500 000 Deutsche Mark nicht übersteigen, 
und 7,5 vom Hundert der diesen Betrag über-
steigenden Anschaffungs- oder Herstellungs-
kosten." 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Nummer 2 erhält die folgende Fas-
sung: 

„2. die Herstellungskosten von abnutz-
baren unbeweglichen Wirtschaftsgü-
tern des Anlagevermögens und von 
Ausbauten und Erweiterungen an ab-
nutzbaren unbeweglichen Wirt-
schaftsgütern des Anlagevermögens, 
die Gebäude, Gebäudeteile, Eigen-
tumswohnungen oder im Teileigen-
tum stehende Räume sind, wenn die 
Wirtschaftsgüter oder die ausgebau-
ten oder neu hergestellten Teile min-
destens drei Jahre nach ihrer Her-
stellung im Betrieb des Steuerpflich-
tigen zu mehr als 66 2/3 vom Hundert 
der Forschung oder Entwicklung im 
Sinne des § 51 Abs. 1 Nr. 2 Buch-
stabe u Satz 4 des Einkommensteuer-
gesetzes dienen; dienen die Wirt-
schaftsgüter oder die ausgebauten 
oder neu hergestellten Teile nicht zu 
mehr als 662/3 vom Hundert, aber zu 
mehr als 33 1/7 vom Hundert der For-
schung oder Entwicklung, so werden 
die Herstellungskosten zur Hälfte bei 
der Bemessung der Investitionszu-
lage berücksichtigt,". 

bb) Die folgende Nummer 3 wird angefügt: 

„3. die Anschaffungskosten von neuen 
abnutzbaren immateriellen Wirt-
schaftsgütern des Anlagevermögens, 
soweit sie nicht in laufenden Ver-
gütungen bestehen, die vom zukünf-
tigen Umsatz oder Gewinn oder einer 
ähnlichen ungewissen Größe abhän-
gen, bis zur Höhe von 500 000 Deut-
sche Mark im Wirtschaftsjahr, wenn 
die oberste Landesbehörde oder die 
von ihr bestimmte Stelle bescheinigt 
hat, daß die Wirtschaftsgüter be-
stimmt und geeignet sind, im Betrieb 
des Steuerpflichtigen ausschließlich 
der Forschung oder Entwicklung im 
Sinne des § 51 Abs. 1 Nr. 2 Buch-
stabe u Satz 4 Doppelbuchstabe bb 
und cc des Einkommensteuergesetzes 
zu dienen, und die Wirtschaftsgüter 
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mindestens drei Jahre nach ihrer An-
schaffung im Betrieb des Steuer-
pflichtigen verbleiben und keinen 
anderen Zwecken dienen; weitere 
Voraussetzung ist, daß der Veräu-
ßerer der Wirtschaftsgüter keine 
dem Erwerber nahestehende Person 
ist, § 1 Abs. 2 des Außensteuerge-
setzes gilt sinngemäß." 

c) In Absatz 3 erhält Satz 2 die folgende Fas-
sung: 

„In diesem Fall dürfen die nach den Absätzen 
1 und 2 begünstigten Anschaffungs- oder Her-
stellungskosten im Wirtschaftsjahr der An-
schaffung oder Herstellung bei der Bernes-
sung der Investitionszulage nur berücksich-
tigt werden, soweit sie die Anzahlungen oder 
Teilherstellungskosten übersteigen." 

4. § 4 a erhält folgende Fassung: 

„§ 4 a 

Investitionszulage für bestimmte Investitionen 
im Bereich der Energieerzeugung und -verteilung 

(1) Steuerpflichtigen im Sinne des Einkom-
mensteuergesetzes und des Körperschaftsteuer-
gesetzes wird auf Antrag für abnutzbare beweg-
liche und unbewegliche Wirtschaftsgüter des An-
lagevermögens sowie für Ausbauten und Erwei-
terungen an zum Anlagevermögen gehörenden 
Gebäuden und Fernwärmenetzen, die im Bereich 
der Energieerzeugung und -verteilung ange-
schafft oder hergestellt werden, eine Investitions-
zulage gewährt. Voraussetzung ist, daß 

1. die Anschaffung oder Herstellung im Zusam-
menhang steht mit der Errichtung oder Er-
weiterung von Heizkraftwerken, Müllkraft-
werken, Müllheizwerken und Wärmepumpen-
anlagen einschließlich der Anlagen zur Wär-
meverteilung sowie von Heizwerken, die in 
einem Fernwärmenetz in Ergänzung zu Heiz-
kraftwerken, Müllkraftwerken, Müllheizwer-
ken und Wärmepumpenanlagen zur Deckung 
des Spitzenbedarfs der Heizleistung bestimmt 
sind, 

2. der Steuerpflichtige nach dem 30. November 
1974 die Wirtschaftsgüter, Ausbauten und 
Erweiterungen bestellt oder mit ihrer Her-
stellung begonnen hat und 

3. der Bundesminister für Wirtschaft die beson-
dere Eignung der Wirtschaftsgüter, Ausbau- 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

mindestens drei Jahre nach ihrer An-
schaffung im Betrieb des Steuer-
pflichtigen verbleiben und keinen 
anderen Zwecken dienen; weitere 
Voraussetzung ist, daß der Veräuße-
rer der Wirtschaftsgüter keine dem 
Erwerber nahestehende Person ist; 
§ 1 Abs. 2 des Außensteuergesetzes 
gilt sinngemäß." 

c) In Absatz 3 erhalten die Sätze 1 und 2 die fol-
gende Fassung: 

„Die Investitionszulage kann bereits für im 
Wirtschaftsjahr aufgewendete Anzahlungen 
auf Anschaffungskosten und für Teilherstel-
lungskosten gewährt werden. In diesem Fall 
dürfen die nach den Absätzen 1 und 2 begün-
stigten Anschaffungs- oder Herstellungs-
kosten im Wirtschaftsjahr der Anschaffung 
oder Herstellung bei der Bemessung der Inve-
stitionszulage nur berücksichtigt werden, so-
weit sie die Anzahlungen oder Teilherstel-
lungskosten übersteigen." 

4. § 4 a erhält folgende Fassung: 

„§ 4 a 

Investitionszulage für bestimmte Investitionen 
im Bereich der Energieerzeugung und -verteilung 

(1) Steuerpflichtigen im Sinne des Einkom-
mensteuergesetzes und des Körperschaftsteuer-
gesetzes wird auf Antrag für abnutzbare beweg-
liche und unbewegliche Wirtschaftsgüter des An-
lagevermögens sowie für Ausbauten und Erwei-
terungen an abnutzbaren unbeweglichen Wirt-
schaftsgütern des Anlagevermögens, die Ge-
bäude, Gebäudeteile, Eigentumswohnungen oder 
im Teileigentum stehende Räume sind, und an 
Fernwärmenetzen eine Investitionszulage ge-
währt, wenn die Wirtschaftsgüter, Ausbauten 
oder Erweiterungen im Bereich der Energie-
erzeugung oder -verteilung angeschafft oder 
hergestellt werden. Voraussetzung ist, daß 

1. die Anschaffung oder Herstellung im Zusam-
menhang steht mit der Errichtung oder Er-
weiterung von Heizkraftwerken, Müllkraft-
werken, Müllheizwerken, Wärmepumpenan-
lagen und Anlagen zur Verteilung der Wärme 
aus den bezeichneten Energieerzeugungsan-
lagen sowie von Heizwerken, die in einem 
Fernwärmenetz in Ergänzung zu Heizkraft-
werken, Müllkraftwerken, Müllheizwerken 
und Wärmepumpenanlagen zur Deckung des 
Spitzenbedarfs der Heizleistung bestimmt 
sind, 

2. unverändert 

3. unverändert 
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ten und Erweiterungen zur Einsparung von 
Energie bestätigt hat; der Bundesminister für 
Wirtschaft kann seine Befugnisse auf das 
Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft über-
tragen. 

Als Beginn der Herstellung gilt bei Gebäuden 
und Gebäudeteilen der Zeitpunkt, in dem der An-
trag auf Baugenehmigung gestellt wird. Ist der 
Antrag auf Baugenehmigung vor dem 1. Dezem-
ber 1974 gestellt worden, gilt als Beginn der 
Herstellung der Beginn der Bauarbeiten. Werden 
die Wirtschaftsgüter, Ausbauten oder Erweite-
rungen von einer Gesellschaft im Sinne des § 15 
Abs. 1 Ziff. 2 des Einkommensteuergesetzes an-
geschafft oder hergestellt, gelten die Sätze 1 bis 4 
mit der Maßgabe, daß der Gesellschaft eine 
Investitionszulage gewährt wird. Die Investi-
tionszulage beträgt 7,5 vom Hundert der An-
schaffungs- oder Herstellungskosten der im 
Wirtschaftsjahr angeschafften oder hergestellten 
Wirtschaftsgüter, Ausbauten und Erweiterungen. 

(2) Bei der Bemessung der Investitionszulage 
dürfen nur berücksichtigt werden 

1. die Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
von neuen abnutzbaren beweglichen Wirt-
schaftsgütern des Anlagevermögens, die nicht 
zu den geringwertigen Wirtschaftsgütern im 
Sinne des § 6 Abs. 2 des Einkommensteuer-
gesetzes gehören, und 

2. die Herstellungskosten von unbeweglichen 
Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens so-
wie von Ausbauten und Erweiterungen an 
zum Anlagevermögen gehörenden Gebäuden 
und Fernwärmenetzen, 

wenn die Wirtschaftsgüter; Ausbauten oder Er-
weiterungen mindestens drei Jahre nach ihrer 
Anschaffung oder Herstellung im Betrieb des 
Steuerpflichtigen verbleiben. 

(3) Die Absätze 1 und 2 mit Ausnahme des 
Absatzes 1 Satz 2 Nr. 1 gelten sinngemäß für 
Regeneratoren, Rekuperatoren sowie für son-
stige Anlagen, die ausschließlich zur Rückgewin-
nung von Abwärme dienen; dies gilt auch, wenn 
die Regeneratoren, Rekuperatoren und sonstigen 
Anlagen keine selbständigen Wirtschaftsgüter 
sind. 

(4) § 1 Abs. 3 Satz 2 und 3 und § 4 Abs. 3 
gelten entsprechend." 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Als Beginn der Herstellung gilt bei unbeweg-
lichen Wirtschaftsgütern, die Gebäude, Gebäude-
teile, Eigentumswohnungen oder im Teileigentum 
stehende Räume sind, sowie bei Ausbauten und 
Erweiterungen an diesen Wirtschaftsgütern der 
Zeitpunkt, in dem der Antrag auf Baugenehmi-
gung gestellt wird. Ist der Antrag auf Baugeneh-
migung vor dem 1. Dezember 1974 gestellt wor-
den, gilt als Beginn der Herstellung der Beginn 
der Bauarbeiten. Werden von einer Gesellschaft 
im Sinne des § 15 Abs. 1 Nr. 2 des Einkommen-
steuergesetzes Wirtschaftsgüter angeschafft oder 
hergestellt oder Ausbauten oder Erweiterungen 
vorgenommen, gelten die Sätze 1 bis 4 mit der 
Maßgabe, daß der Gesellschaft eine Investitions-
zulage gewährt wird. Die Investitionszulage be-
trägt 7,5 vom Hundert der Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten der im Wirtschaftsjahr an-
geschafften oder hergestellten Wirtschaftsgüter, 
und der Herstellungskosten der im Wirtschafts-
jahr beendeten Ausbauten und Erweiterungen. 

(2) Bei der Bemessung der Investitionszulage 
dürfen nur berücksichtigt werden 

1. unverändert 

2. die Herstellungskosten von unbeweglichen 
Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens so-
wie von Ausbauten und Erweiterungen an 
unbeweglichen Wirtschaftsgütern des Anla-
gevermögens, die Gebäude, Gebäudeteile, 
Eigentumswohnungen oder im Teileigentum 
stehende Räume sind, und an Fernwärmenet-
zen, 

wenn die Wirtschaftsgüter, oder die ausgebauten 
oder neu hergestellten Teile mindestens drei 
Jahre nach ihrer Anschaffung oder Herstellung 
im Betrieb des Steuerpflichtigen verbleiben. 

(3) Die Absätze 1 und 2 mit Ausnahme des 
Absatzes 1 Satz 2 Nr. 1 gelten sinngemäß für 
Solar- und Windkraftanlagen, die ausschließ-
lich der Strom- oder Wärmeerzeugung dienen 
sowie für Anlagen, die ausschließlich zur Rück-
gewinnung von Abwärme verwendet werden. 
Dies gilt auch, wenn die bezeichneten Anlagen 
keine selbständigen Wirtschaftsgüter sind. 

(4) unverändert 
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5. § 8 erhält die folgende Fassung: 

„§ 8 

Anwendungsbereich 

(1) Die vorstehende Fassung dieses Gesetzes 
ist vorbehaltlich der Absätze 2 bis 5 erstmals für 
das Wirtschaftsjahr anzuwenden, das nach dem 
31. Dezember 1977 beginnt. 

(2) Die §§ 1 und 2 des Investitionszulagen-
gesetzes vom 18. August 1969 (BGBl. I S. 1211) 
sind weiter anzuwenden auf Wirtschaftsgüter, 
Ausbauten und Erweiterungen, die nachweislich 
vor dem 19. Februar 1973 bestellt worden sind 
oder mit deren Herstellung vor diesem Zeitpunkt 
begonnen worden ist. Satz 1 gilt für Wirtschafts-
jahre, die nach dem 31. Dezember 1974 enden 
mit der Maßgabe, daß die Ordnungsmäßigkeit 
der Buchführung nicht Voraussetzung für die 
Gewährung der Investitionszulage ist. Als Beginn 
der Herstellung gilt bei Gebäuden, Ausbauten 
und Erweiterungen der Zeitpunkt, in dem der 
Antrag auf Baugenehmigung gestellt worden ist. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

4a. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 3 wird die Zahl „3" durch die 
Zahl „9" ersetzt. 

bb) Der folgende Satz wird angefügt: 
„In dem Antrag müssen die Wirtschafts-
güter, Ausbauten und Erweiterungen, für 
die eine Investitionszulage beansprucht 
wird, so genau bezeichnet werden, daß 
ihre Feststellung bei einer Nachprüfung 
möglich ist." 

b) In Absatz 4 wird in Satz 2 das Wort „fällig" 
durch das Wort „auszuzahlen" ersetzt. 

c) Absatz 6 wird wie folgt geändert: 

aa) Im Wortlaut vor der Nummer 1 werden 
hinter dem Wort „Wirtschaftsgüter" die 
Worte „oder ausgebaute oder neu her-
gestellte Teile von Wirtschaftsgütern" 
eingefügt. 

bb) In Nummer 1 werden in Buchstabe b 
hinter dem Wort „Wirtschaftsgüter" die 
Worte „oder um ausgebaute oder neu 
hergestellte Teile von unbeweglichen 
Wirtschaftsgütern" eingefügt und die 
Worte „zu mindestens 90 vom Hundert" 
durch das Wort „ausschließlich" ersetzt. 

d) In Absatz 8 werden die Worte „nach den §§ 2, 
4 a Abs. 1 Satz 1" durch die Worte „nach den 
§§ 2, 4 Abs. 2 Nr. 3, § 4 a Abs. 1 Satz 2 Nr. 3" 
ersetzt. 

5. § 8 erhält die folgende Fassung: 

„§ 8 

Anwendungsbereich 

(1) unverändert 

(2) Die §§ 1 und 2 des Investitionszulagen-
gesetzes vom 18. August 1969 (BGBl. I S. 1211) 
sind weiter anzuwenden auf Wirtschaftsgüter, 
Ausbauten und Erweiterungen, die nachweislich 
vor dem 19. Februar 1973 bestellt worden sind 
oder mit deren Herstellung vor diesem Zeitpunkt 
begonnen worden ist. Satz 1 gilt für Wirtschafts-
jahre, die nach dem 31. Dezember 1974 enden 
mit der Maßgabe, daß die Ordnungsmäßigkeit 
der Buchführung nicht Voraussetzung für die 
Gewährung der Investitionszulage ist. Als Beginn 
der Herstellung gilt bei unbeweglichen Wirt-
schaftsgütern, die Gebäude, Gebäudeteile, Eigen-
tumswohnungen oder im Teileigentum stehende 
Räume sind, sowie bei Ausbauten und Erweite-
rungen an diesen Wirtschaftsgütern der Zeit- 
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(3) § 2 ist erstmals auf Investitionsvorhaben 
anzuwenden, mit denen nach dem 31. Dezember 
1976 begonnen wird. 

(4) § 4 a ist erstmals auf Wirtschaftsgüter, 
Ausbauten und Erweiterungen anzuwenden, die 
nach dem 31. Dezember 1977 angeschafft oder 
hergestellt werden. 

(5) § 4 b ist erstmals auf Wirtschaftsgüter, die 
nach dem 30. November 1974 bestellt werden 
oder mit deren Herstellung nach dem 30. Novem-
ber 1974 begonnen wird und auf nachträgliche 
Herstellungsarbeiten anzuwenden, mit denen 
nach dem 30. November 1974 begonnen wird." 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

punkt, in dem der Antrag auf Baugenehmigung 
gestellt worden ist. 

(3) unverändert 

(4) § 4 a Abs. 1, 2 und 4 ist erstmals anzu-
wenden auf Wirtschaftsgüter, die nach dem 
31. Dezember 1974 angeschafft oder hergestellt 
werden sowie auf Ausbauten und Erweiterungen, 
die nach dem 31. Dezember 1974 beendet wer-
den; abweichend von § 5 Abs. 3 Satz 3 kann der 
Antrag auf Gewährung der Investitionszulage für 
Ausbauten und Erweiterungen an Fernwärme-
netzen, die in vor dem 1. Januar 1978 endenden 
Wirtschaftsjahren beendet worden sind, bis zum 
30. September 1979 gestellt werden. § 4 a Abs. 3 
ist erstmals auf Anlagen anzuwenden, die nach 
dem 31. Dezember 1977 angeschafft oder her-
gestellt werden. 

(5) § 4 b ist erstmals auf Wirtschaftsgüter, die 
nach dem 30. November 1974 bestellt werden 
oder mit deren Herstellung nach dem 30. Novem-
ber 1974 begonnen wird und auf nachträgliche 
Herstellungsarbeiten anzuwenden, mit denen 
nach dem 30. November 1974 begonnen wird. 

(6) § 5 Abs. 3 Satz 3 und 4 ist erstmals auf 
Anträge anzuwenden, für die die Antragsfrist 
nach dem 31. Dezember 1978 endet." 

Artikel 1 a 

 Berlinförderungsgesetz 

Das Berlinförderungsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 18. Februar 1976 (BGBl. I S. 353), 
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
4. November 1977 (BGBl. I S. 1965), wird wie folgt 
geändert: 

1. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 erhält die Nummer 14 die folgen-
de Fassung: 

„14. Zigaretten, Rauchtabak und Zigarren, 
soweit bei diesen Gegenständen nicht 
sämtliche zu ihrer Herstellung erforder-
lichen Bearbeitungen und Verarbeitun-
gen (ausgenommen die Herstellung von 
gemischter Zigarreneinlage) einschließ-
lich der zum Verkauf an Endverbraucher 
üblichen Verpackung in Berlin (West) 
ausgeführt werden;". 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 3 Buchstabe a werden die 
Zahl „14" durch die Zahl „18" und die 
Zahl „20" durch die Zahl „28" ersetzt; 
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bb) in Nummer 3 Buchstabe b wird die Zahl 
„56" durch die Zahl „59" ersetzt; 

cc) in Nummer 5 wird der Strichpunkt durch 
einen Punkt ersetzt; folgender Satz wird 
angefügt: 

„Das Entgelt oder Verrechnungsentgelt 
darf nach der Minderung für die Kür-
zungen nach § 1 Abs. 1 und § 1 a Abs. 1 
höchstens 6,80 DM je Kilogramm, für die 
Kürzung nach § 2 Abs. 1 höchstens 
5,20 DM je Kilogramm betragen;" 

dd) in Nummer 7 werden die Zahl „65" 
durch die Zahl „68" und die Zahl „58" 
durch die Zahl „62" ersetzt; 

ee) in Nummer 8 wird die Zahl „15" durch 
die Zahl „19" ersetzt. 

2. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Worte „bei 
Gebäuden" durch die Worte „bei unbeweg-
lichen Wirtschaftsgütern, die Gebäude, Ge-
bäudeteile, Eigentumswohnungen oder im 
Teileigentum stehende Räume sind," ersetzt. 

b) Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Der Wortlaut vor dem Doppelbuchstaben 
aa erhält die folgende Fassung: 

„für in Berlin (West) belegene unbe-
wegliche Wirtschaftsgüter, die Gebäude, 
Gebäudeteile, Eigentumswohnungen oder 
im Teileigentum stehende Räume sind, 
wenn sie 

a) im eigenen gewerblichen Betrieb min-
destens drei Jahre nach ihrer An-
schaffung oder Herstellung zu mehr 
als 80 vom Hundert unmittelbar". 

bb) In Buchstabe b werden vor den Worten 
„zu mehr als 80 vom Hundert" die Wor-
te „vom Steuerpflichtigen errichtet wor-
den sind und mindestens drei Jahre nach 
ihrer Herstellung" eingefügt. 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Sätze 1 und 2 erhalten die folgende 
Fassung: 

„Die erhöhten Absetzungen nach Absatz 
1 können auch in Anspruch genommen 
werden 

1. für Ausbauten und Erweiterungen an 
in Berlin (West) belegenen Gebäuden, 
wenn die ausgebauten oder neu her-
gestellten Teile des Gebäudes min-
destens drei Jahre nach ihrer Herstel-
lung die Voraussetzungen des Absat-
zes 2 Satz 1 Nr. 2 erfüllen, und 
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2. für andere nachträgliche Herstellungs-
arbeiten an in Berlin (West) belegenen 
Gebäuden, wenn die Gebäude minde-
stens drei Jahre nach Beendigung der 
nachträglichen Herstellungsarbeiten 
die Voraussetzungen des Absatzes 2 
Satz 1 Nr. 2 Buchstabe a erfüllen. 

Die erhöhten Absetzungen bemessen sich 
in diesen Fällen nach den Herstellungs-
kosten, die für den Ausbau, für die Er-
weiterung oder für die anderen nachträg-
lichen Herstellungsarbeiten aufgewendet 
worden sind." 

bb) Der folgende Satz wird angefügt: 

„Die Sätze 1 bis 3 sind auf Ausbauten, 
Erweiterungen und andere nachträgliche 
Herstellungsarbeiten an unbeweglichen 
Wirtschaftsgütern, die Gebäudeteile, Ei-
gentumswohnungen oder im Teileigen

-

tum  stehende Räume sind, entsprechend 
anzuwenden." 

d) Hinter dem Absatz 3 wird der folgende Ab-
satz 4 eingefügt: 

„(4) Die erhöhten Absetzungen nach Ab-
satz 1 können auch für nachträgliche Herstel-
lungskosten in Anspruch genommen werden, 
die für Modernisierungsmaßnahmen an in 
Berlin (West) belegenen Gebäuden aufgewen-
det werden, wenn die Gebäude in einem Be-
trieb des Hotel- oder Gaststättengewerbes 
mindestens drei Jahre nach Beendigung der 
nachträglichen Herstellungsarbeiten überwie-
gend der Beherbergung dienen. Modernisie-
rungsmaßnahmen im Sinne des Satzes 1 sind 
Baumaßnahmen, durch die folgende Anlagen 
und Einrichtungen geschaffen oder umgestal-
tet werden: 

1. Umbau bzw. Einbau nichttragender Trenn-
wände 

2. Kochräume mit Entlüftungsmöglichkeiten, 
Wasserzapfstelle und Spülbecken, An-
schlußmöglichkeit für Kohle-, Gas- oder 
Elektroherd; entlüftbare Speisekammer 
oder entlüftbarer Speiseschrank; Kühl-
räume 

3. neuzeitliche sanitäre Anlagen, auch je 
Zimmer (einschließlich Fertigbauweise) 

4. ein eingerichtetes Bad oder eine einge-
richtete Dusche sowie ein Waschbecken, 
auch je Zimmer 

5. Fernseh- und Rundfunkantennenanlagen 

6. Leitungen und Anschlüsse für Elektrizität, 
Gas und Wasser 

7. Heizungs-, Warmwasser-, Klima- und Lüf-
tungsanlagen (Be- und Entlüftung) 

8. Fahrstuhlanlagen 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 	Drucksache 8/1765 

Entwurf Beschlüsse des 7. Ausschusses 

9. Anschlüsse an die Kanalisation und die 
Wasserversorgung (Be- und Entwässe-
rung) 

10. Umbau bzw. Einbau von Fenstern und 
Türen 

11. Maßnahmen, die ausschließlich zum 
Zweck des Wärme- und Lärmschutzes vor-
genommen werden 

12. Telefon- und Sprechanlagen sowie Not-
stromanlagen und Feuerschutzanlagen 

13. Müllschlucker. 

Absatz 3 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. Die 
Sätze 1 bis 3 sind auf Modernisierungsmaß-
nahmen an unbeweglichen Wirtschaftsgütern, 
die Gebäudeteile, Eigentumswohnungen oder 
im Teileigentum stehende Räume sind, ent-
sprechend anzuwenden." 

e) Die bisherigen Absätze 4 bis 6 werden Ab-
sätze 5 bis 7. 

f) Im neuen Absatz 5 werden die Worte „nach 
den Absätzen 1 und 3" durch die Worte 
„nach den Absätzen 1, 3 und 4" ersetzt. 

3. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) Vor dem Absatz 1 wird die folgende Über-
schrift eingefügt: 

„Investitionszulage für Investitionen 
in Berlin (West)" 

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Worte „Ausbauten 
und Erweiterungen an zum Anlagevermö-
gen gehörenden Gebäuden" durch die 
Worte „Ausbauten, Erweiterungen und 
andere nachträgliche Herstellungsarbei-
ten an abnutzbaren unbeweglichen Wirt-
schaftsgütern des Anlagevermögens, die 
Gebäude, Gebäudeteile, Eigentumswoh-
nungen oder im Teileigentum stehende 
Räume sind," ersetzt. 

bb) Satz 2 erhält die folgende Fassung: 

„Werden von einer Gesellschaft im Sinne 
des § 15 Abs. 1 Nr. 2 des Einkommen-
steuergesetzes Wirtschaftsgüter ange-
schafft oder hergestellt oder Ausbauten, 
Erweiterungen oder andere nachträgliche 
Herstellungsarbeiten vorgenommen, gilt 
Satz 1 mit der Maßgabe, daß der Gesell-
schaft eine Investitionszulage gewährt 
wird." 

cc) In Satz 3 werden die Worte ,,, Ausbau-
ten und Erweiterungen" durch die Worte 
„und der Herstellungskosten der im Ka-
lenderjahr beendeten Ausbauten, Erwei- 
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terungen und anderen nachträglichen 
Herstellungsarbeiten" ersetzt. 

dd) Satz 4 erhält die folgende Fassung: 

„Sie erhöht sich 

1. für abnutzbare bewegliche Wirtschafts-
güter des Anlagevermögens, die min-
destens drei Jahre nach ihrer Anschaf-
fung oder Herstellung 

a) in einem Betrieb (einer Betrieb-
stätte) 
aa) des verarbeitenden Gewerbes 

— ausgenommen Baugewerbe 
— unmittelbar oder mittelbar 
der Fertigung dienen, 

bb) der Energiewirtschaft ein-
schließlich Fernheizwerke un-
mittelbar oder mittelbar der 
Erzeugung von Energie oder 
Wärme dienen, 

auf 25 vom Hundert der Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten, 

b) ausschließlich der Forschung oder 
Entwicklung im Sinne des § 51 
Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe u Satz 4 
des Einkommensteuergesetzes die-
nen, auf 35 vom Hundert der 
Anschaffungs- oder Herstel-
lungskosten, soweit diese den Be-
trag von 500 000 Deutsche Mark 
im Kalenderjahr nicht übersteigen, 
und auf 30 vom Hundert der die-
sen Betrag übersteigenden An-
schaffungs- oder Herstellungsko-
sten; 

2. a) für unbewegliche Wirtschaftsgüter, 
die die Voraussetzungen des § 14 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Buchstabe a 
Doppelbuchstabe dd erfüllen, 

b) aa) für Ausbauten und Erweite-
rungen an unbeweglichen 
Wirtschaftsgütern, wenn die 
ausgebauten oder neu herge-
stellten Teile mindestens drei 
Jahre nach ihrer Herstellung, 

bb) für andere nachträgliche Her-
stellungsarbeiten an unbeweg-
lichen Wirtschaftsgütern, wenn 
die unbeweglichen Wirtschafts-
güter mindestens drei Jahre 
nach Beendigung der nach-
träglichen Herstellungsarbei-
ten 

die Voraussetzungen des § 14 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Buchstabe a 
Doppelbuchstabe dd erfüllen, 

auf 15 vom Hundert der Herstellungs-
kosten." 
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c) In Absatz 2 erhält Satz 4 die folgende Fas-
sung: 

„Für abnutzbare unbewegliche Wirtschafts-
güter des Anlagevermögens sowie für Aus-
bauten, Erweiterungen und andere nachträg-
liche Herstellungsarbeiten an abnutzbaren un-
beweglichen Wirtschaftsgütern des Anlage-
vermögens, die Gebäude, Gebäudeteile, Eigen-
tumswohnungen oder im Teileigentum stehen-
de Räume sind, wird die Investitionszulage 
nur gewährt, wenn 

1. die unbeweglichen Wirtschaftsgüter in Ber-
lin (West) errichtet werden und die Vor-
aussetzungen des § 14 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 
Buchstabe a erfüllen, 

2. a) die Ausbauten oder Erweiterungen an 
in Berlin (West) belegenen unbewegli-
chen Wirtschaftsgütern vorgenommen 
werden und die ausgebauten oder neu 
hergestellten Teile mindestens drei 
Jahre nach ihrer Herstellung 

b) die anderen nachträglichen Herstel-
lungsarbeiten an in Berlin (West) be-
legenen unbeweglichen Wirtschafts-
gütern vorgenommen werden und die-
se Wirtschaftsgüter mindestens drei 
Jahre nach Beendigung der nachträgli-
chen Herstellungsarbeiten 

die Voraussetzungen des § 14 Abs. 2 Satz 
1 Nr. 2 Buchstabe a oder Abs. 4 erfüllen." 

d) In Absatz 3 erhalten die Sätze 1 und 2 die fol-
gende Fassung: 

„Die Investitionszulage kann bereits für im 
Kalenderjahr (Wirtschaftsjahr) aufgewendete 
Anzahlungen auf Anschaffungskosten und für 
Teilherstellungskosten gewährt werden. In 
diesem Fall dürfen die nach den Absätzen 1 
und 2 begünstigten Anschaffungs- oder Her-
stellungskosten im Kalenderjahr oder Wirt-
schaftsjahr der Anschaffung oder Herstellung 
bei der Bemessung der Investitionszulage nur 
berücksichtigt werden, soweit sie die Anzah-
lungen oder Teilherstellungskosten überstei-
gen." 

e) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden jeweils die Worte 
„Ausbauten und Erweiterungen" durch 
die Worte „Ausbauten, Erweiterungen 
und anderen nachträglichen Herstel-
lungsarbeiten" ersetzt. 

bb) In Satz 3 wird das Wort „drei" durch die 
Zahl „9" ersetzt. 

cc) Der folgende Satz wird angefügt: 

„In dem Antrag müssen die Wirtschafts

-

güter, Ausbauten, Erweiterungen und an- 
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deren nachträglichen Herstellungsarbei-
ten, für die eine Investitionszulage bean-
sprucht wird, so genau bezeichnet werden, 
daß ihre Feststellung bei einer Nachprü-
fung möglich ist." 

f) In Absatz 6 wird in Satz 2 das Wort „fällig" 
durch das Wort „auszuzahlen" ersetzt. 

g) Absatz 8 wird wie folgt geändert: 

aa) Hinter dem Wort „soweit" wird das 
Wort „bewegliche" eingefügt. 

bb) Die folgenden Sätze werden angefügt: 

„Das gleiche gilt, soweit bei unbewegli-
chen Wirtschaftsgütern, Ausbauten, Er-
weiterungen oder anderen nachträglichen 
Herstellungsarbeiten die nach Absatz 2 
Satz 4 erforderlichen Voraussetzungen 
nicht erfüllt werden. Der Anspruch auf die 
erhöhte Investitionszulage nach Absatz 1 
Satz 4 erlischt mit Wirkung für die Ver-
gangenheit, soweit bei Wirtschaftsgütern, 
Ausbauten, Erweiterungen oder anderen 
nachträglichen Herstellungsarbeiten die 
nach dieser Vorschrift erforderlichen Vor-
aussetzungen nicht erfüllt werden; in die-
sen Fällen bleibt der Anspruch auf die 
Investitionszulage nach Absatz 1 Satz 3 
unberührt, soweit bei den Wirtschafts-
gütern, Ausbauten, Erweiterungen oder 
anderen nachträglichen Herstellungsar-
beiten die nach Absatz 2 erforderlichen 
Voraussetzungen vorliegen." 

4. § 21 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält die folgende Fassung: 

„(2) Bei Körperschaften, Personenvereini-
gungen und Vermögensmassen, die ihre Ge-
schäftsleitung und ihren Sitz ausschließlich in 
Berlin (West) haben, ermäßigt sich vorbehalt-
lich des Satzes 2 die tarifliche Körperschaft-
steuer (§ 23 Abs. 1 bis 6 und § 26 Abs. 6 des 
Körperschaftsteuergesetzes), soweit sie auf 
Einkünfte aus Berlin (West) im Sinne des § 23 
entfällt, um 22,5 vom Hundert. Die tarifliche 
Körperschaftsteuer ermäßigt sich um 10 vom 
Hundert für Einkünfte im Sinne des § 23 
Nr. 2, soweit die Einkünfte Einnahmen im 
Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des Ein-
kommensteuergesetzes aus Anteilen an Kör-
perschaften oder Personenvereinigungen ent-
halten, die unbeschränkt körperschaftsteuer-
pflichtig sind." 

b) In Absatz 3 erhält Satz 1 die folgende Fas-
sung: 

„Bei Steuerpflichtigen, die, ohne die Voraus

-

setzungen der Absätze 1 oder 2 zu erfüllen, 
eine oder mehrere Betriebstätten eines Ge- 
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werbebetriebs in Berlin (West) unterhalten, 
in denen während des Veranlagungszeitraums 
im Durchschnitt regelmäßig insgesamt minde-
stens 25 Arbeitnehmer beschäftigt worden 
sind, ermäßigt sich die tarifliche Einkommen-
steuer um 30 vom Hundert oder vorbehaltlich 
des Satzes 2 die tarifliche Körperschaftsteuer 
um 22,5 vom Hundert, soweit sie nach § 23 
Nr. 2 auf Einkünfte aus diesen Betriebstätten 
entfällt." 

5. In § 23 Nr. 4 Buchstabe a erhält der letzte Satz 
die folgende Fassung: 

„Zum Arbeitslohn aus einem gegenwärtigen 
Dienstverhältnis im Sinne dieser Vorschrift ge-
hören auch Bezüge und Vorteile, die nachträg-
lich für Zeiten gewährt werden, in denen eine 
Beschäftigung in einem gegenwärtigen Dienst-
verhältnis vorgelegen hat oder die gleichzeitig 
mit einem anderen Arbeitslohn aus einem ge-
genwärtigen Dienstverhältnis von demselben 
Arbeitgeber oder aus derselben öffentlichen 
Kasse bezogen werden,". 

6. § 27 erhält die folgende Fassung: 

„§ 27 

Ermittlung der Teilbeträge 
des verwendbaren Eigenkapitals 

unbeschränkt steuerpflichtiger Körperschaften 

Hat sich die Körperschaftsteuer für Einkünfte 
aus Berlin (West) nach § 21 Abs. 2 Satz 1 oder 
Abs. 3 Satz 1 ermäßigt, gelten diese Einkünfte für 
die Gliederung des verwendbaren Eigenkapitals 
in Höhe des Ermäßigungsbetrags als nicht mit 
Körperschaftsteuer belastete Vermögensmehrun-
gen im Sinne des § 30 Abs. 1 Nr. 3 des Körper-
schaftsteuergesetzes. Um denselben Betrag gilt 
die Körperschaftsteuer, der die ermäßigt be-
steuerten Einkünfte unterlegen haben, als er-
höht. Im übrigen gelten die Vorschriften des 
Vierten Teils des Körperschaftsteuergesetzes." 

7. § 28 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 erhält die folgende Fassung: 

„Arbeitnehmer, denen Arbeitslohn für 
eine Beschäftigung in Berlin (West) aus 
einem gegenwärtigen Dienstverhältnis 
zufließt (§ 23 Nr. 4 Buchstabe a), erhal-
ten unbeschadet der Steuererleichterun-
gen nach den Vorschriften der §§ 21, 22 
und 26 eine Vergünstigung durch Ge-
währung von Zulagen." 

bb) In Satz 3 erhalten die Nummern 3, 4, 7 
bis 9 die folgende Fassung: 
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„3. Übergangsgeld aus der gesetzlichen 
Unfallversicherung," 

„4. Übergangsgeld nach §§ 16 bis 16 f 
des Bundesversorgungsgesetzes," 

„7. Übergangsgeld während der Durch-
führung medizinischer und berufsför-
dernder Maßnahmen zur Rehabilita-
tion aus den gesetzlichen Rentenver-
sicherungen," 

„8. Unterhaltsgeld während der Teilnah-
me an Maßnahmen der beruflichen 
Bildung oder Übergangsgeld wäh-
rend der Teilnahme an Maßnahmen 
der beruflichen Rehabilitation nach 
dem Arbeitsförderungsgesetz," 

„9. Übergangsgeld während einer Be-
rufsförderungsmaßnahme nach § 26 a 
des Bundesversorgungsgesetzes,". 

b) Absatz 2 erhält die folgende Fassung: 

„(2) Bemessungsgrundlage für die Zulage 
ist 

1. in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 und 2 
der aus einem gegenwärtigen Dienstver-
hältnis bezogene Arbeitslohn (§ 23 Nr. 4 
Buchstabe a) des Lohnabrechnungszeit-
raums, 

2. In den Fällen des Absatzes 1 Satz 3 der 
auf einen Kalendertag entfallende Arbeits-
lohn des Lohnabrechnungszeitraums, der 
der Unterbrechung oder Einschränkung 
vorhergeht; hat das Dienstverhältnis erst 
im laufenden Lohnabrechnungszeitraum 
begonnen, so ist Bemessungsgrundlage für 
die Zulage der auf einen Kalendertag um-
gerechnete Arbeitslohn, der bei der für 
den Arbeitnehmer maßgebenden regelmä-
ßigen Arbeitszeit für den Lohnabrech-
nungszeitraum ohne die Unterbrechung 
oder Einschränkung zu zahlen wäre. Ar-
beitslohn, der während der Unterbrechung 
oder Einschränkung zufließt, bleibt außer 
Betracht, 

3. in den Fällen des Absatzes 1 Satz 4 das 
Arbeitsentgelt aus einer Beschäftigung in 
Berlin (West) (§ 23 Nr. 4 Buchstabe a), das 
den Anspruch auf Konkursausfallgeld be-
gründet (§§ 141 b, 141 c des Arbeitsförde-
rungsgesetzes). 

Arbeitslohn des Lohnabrechnungszeitraums 
sind der laufende Arbeitslohn, der für den 
Lohnabrechnungszeitraum gezahlt wird, und 
sonstige Bezüge, die in dem Lohnabrech-
nungszeitraum zufließen. Bezüge, von denen 
die Lohnsteuer nach §§ 40 und 40 b des Ein-
kommensteuergesetzes mit einem Pausch-
steuersatz erhoben wird, und steuerfreie Ein-
nahmen mit Ausnahme der steuerfreien Zu-
schläge für Sonntags-, Feiertags- und Nacht- 
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arbeit (§ 3 b des Einkommensteuergesetzes) 
bleiben außer Betracht." 

c) Absatz 3 wird gestrichen. Die bisherigen Ab-
sätze 4 bis 6 werden Absätze 3 bis 5. 

d) Der neue Absatz 4 erhält die folgende Fas-
sung: 

„(4) Die Zulage beträgt 8 vom Hundert der 
Bemessungsgrundlage zuzüglich eines Zu-
schlags für jedes Kind des Arbeitnehmers, das 
auf seiner Lohnsteuerkarte oder auf einer ent-
sprechenden Bescheinigung für den jeweili-
gen Lohnabrechnungszeitraum eingetragen 
ist. Der Kinderzuschlag beträgt 22 Deutsche 
Mark monatlich, 5 Deutsche Mark wöchent-
lich oder eine Deutsche Mark täglich für je-
des Kind. Bei anderen als monatlichen, wö-
chentlichen oder täglichen Lohnabrechnungs-
zeiträumen beträgt der Zuschlag eine Deut-
sche Mark je Arbeitstag (Absatz 3 Satz 2)." 

e) Der neue Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird durch die folgenden Sätze er-
setzt: 

„Der Arbeitgeber hat die Zulagen zu er-
rechnen; dabei ist der Zuschlag für ein 
Kind des Arbeitnehmers (Absatz 4) nur 
zu berücksichtigen, wenn das Kind auf 
der Lohnsteuerkarte oder einer entspre-
chenden Bescheinigung des Arbeitneh-
mers für den jeweiligen Lohnabrech-
nungszeitraum eingetragen ist. Wird der 
Steuerabzug nach der Steuerklasse IV 
durchgeführt, ermäßigen sich die in Ab-
satz 4 genannten Beträge des Kinderzu-
schlags auf die Hälfte." 

bb) In Satz 2 werden die Worte „Er hat sie" 
durch die Worte „Der Arbeitgeber hat 
die Zulagen" ersetzt. 

cc) In Satz 6 werden das Klammerzitat 
„(Satz 4)" durch das Klammerzitat 
„(Satz 5)" und das Klammerzitat „(Satz 5)" 
durch das Klammerzitat „(Satz 6)" ersetzt. 

f) Der folgende Absatz 6 wird eingefügt: 

„(6) Der Zuschlag für ein Kind des Arbeit-
nehmers (Absatz 4), das bei der Errechnung 
der Zulage durch den Arbeitgeber nicht zu 
berücksichtigen ist (Absatz 5), wird auf An-
trag nach Ablauf des Kalenderjahrs durch 
das Finanzamt errechnet und ausgezahlt; der 
Antrag ist vorbehaltlich des § 29 Abs. 2 Satz 2 
an das Finanzamt zu richten, das für einen 
Lohnsteuer-Jahresausgleich des Arbeitneh-
mers zuständig ist. Der Kinderzuschlag ist 
von dem Zeitpunkt an zu gewähren, in dem 
die Voraussetzungen für die Eintragung des 
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Kindes auf der Lohnsteuerkarte oder einer 
entsprechenden Bescheinigung des Arbeitneh-
mers vorgelegen haben." 

g) Im Absatz 7 werden im letzten Satz die Worte 
„Absatz 6" durch die Worte „Absatz 5" er-
setzt. 

8. § 29 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Hinter Satz 1 wird der folgende Satz einge-
fügt: 

„Das gilt auch in den Fällen, in denen neben 
der Festsetzung der Zulage von 8 vom Hun-
dert die Gewährung eines Kinderzuschlags 
beantragt wird." 

b) In Satz 2 werden die Worte „§ 28 Abs. 6 
Satz 2" durch die Worte „§ 28 Abs. 5 Satz 3" 
ersetzt. 

9. § 31 erhält die folgende Fassung: 

„§ 31 

Anwendungsbereich 

(1) Die vorstehende Fassung dieses Gesetzes 
ist, soweit in den folgenden Absätzen nichts ande-
res bestimmt ist, erstmals für den Veranlagungs-
zeitraum 1978 anzuwenden. Beim Steuerabzug vom 
Arbeitslohn gilt Satz 1 mit der Maßgabe, daß die 
vorstehende Fassung dieses Gesetzes erstmals 
auf den laufenden Arbeitslohn, der für einen 
nach dem 31. Dezember 1977 endenden Lohnzah-
lungszeitraum gezahlt wird, und auf sonstige Be-
züge, die nach dem 31. Dezember 1977 zufließen, 
anzuwenden ist. Für die Gewährung von Zulagen 
nach § 28 gilt Satz 1 mit der Maßgabe, daß die 
vorstehende Fassung dieses Gesetzes erstmals 
auf Lohnabrechnungszeiträume anzuwenden ist, 
die nach dem 31. Dezember 1977 enden. Über-
schreitet der Lohnabrechnungszeitraum fünf Wo-
chen, so tritt an seine Stelle der Lohnzahlungs-
zeitraum. 

(2) §§ 1 bis 13 sind vorbehaltlich des Satzes 2 
erstmals auf Umsätze und Innenumsätze anzu-
wenden, die nach dem 31. Dezember 1977 ausge-
führt werden. § 4 Abs. 3 Nr. 3, 5, 7 und 8 ist 
erstmals auf Umsätze und Innenumsätze anzu-
wenden, die nach dem ... (Tag der Verkündung 
des Änderungsgesetzes) ausgeführt werden. 

(3) Bei beweglichen Wirtschaftsgütern des 
Anlagevermögens, die vor dem 1. September 
1977 angeschafft oder hergestellt worden sind, ist 
§ 13 a Abs. 2 des Berlinförderungsgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18. Februar 
1976 (BGBl. I S. 353) weiter anzuwenden. 

(4) § 14 ist vorbehaltlich des Absatzes 5 erst-
mals anzuwenden auf Wirtschaftsgüter, die nach 
dem 31. Dezember 1977 angeschafft oder her- 
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gestellt werden, sowie auf Ausbauten, Erweite-
rungen und andere nachträgliche Herstellungs-
arbeiten, die nach dem 31. Dezember 1977 be-
endet werden. Bei Gebäuden, die nach dem 
31. Dezember 1977 vom Steuerpflichtigen herge-
stellt worden sind oder hergestellt werden und 
bei denen der Antrag auf Baugenehmigung vor 
dem 1. Januar 1979 gestellt worden ist oder ge-
stellt wird, hat der Steuerpflichtige ein Wahl-
recht, ob er die erhöhten Absetzungen nach § 14 
oder nach § 14 des Gesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 18. Februar 1976 (BGBl. I 
S. 353) in Anspruch nehmen will. 

(5) § 14 Abs. 2 Satz 2 erster Halbsatz und § 19 
Abs. 2 Satz 1 und Abs. 8 sind hinsichtlich des 
Zeitraums von acht Jahren erstmals auf Schiffe 
anzuwenden, die nach dem 15. Mai 1973 ange-
schafft oder hergestellt worden sind. Das gilt 
nicht für Schiffe, die vom Steuerpflichtigen, bei 
Gesellschaften im Sinne des § 15 Abs. 1 Nr. 2 des 
Einkommensteuergesetzes von der Gesellschaft, 
nachweislich vor dem 16. Mai 1973 bestellt wor-
den sind oder mit deren Herstellung der Steuer-
pflichtige oder die Gesellschaft vor dem 16. Mai 
1973 begonnen hat. 

(6) § 14 a ist erstmals auf Mehrfamilienhäuser 
sowie Ausbauten und Erweiterungen an Mehr-
familienhäusern anzuwenden, bei denen der An-
trag auf Baugenehmigung nach dem 31. Dezem-
ber 1976 gestellt worden ist. §§ 14 a und 15 des 
Gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 18. Februar 1976 (BGBl. I S. 353) oder einer 
früheren Fassung sind weiter anzuwenden auf 
Mehrfamilienhäuser sowie Ausbauten und Er-
weiterungen an Mehrfamilienhäusern, für die der 
Antrag auf Baugenehmigung vor dem 15. Juli 
1977 gestellt worden ist. Bei Mehrfamilienhäu-
sern sowie Ausbauten und Erweiterungen an 
Mehrfamilienhäusern, bei denen der Antrag auf 
Baugenehmigung nach dem 31. Dezember 1976 
und vor dem 15. Juli 1977 gestellt worden ist, 
hat der Steuerpflichtige ein Wahlrecht, ob er die 
erhöhten Absetzungen nach § 14 a oder nach den 
§§ 14 a oder 15 des Gesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 18. Februar 1976 (BGBl. I 
S. 353) in Anspruch nehmen will. 

(7) § 14 b ist erstmals auf Modernisierungs-
maßnahmen anzuwenden, die nach dem 31. De-
zember 1976 fertiggestellt worden sind. 

(8) § 15 ist erstmals auf Einfamilienhäuser, 
Zweifamilienhäuser und Eigentumswohnungen 
sowie Ausbauten und Erweiterungen an Einfa-
milienhäusern, Zweifamilienhäusern und Eigen-
tumswohnungen anzuwenden, bei denen 

1. im Fall der Herstellung 
der Antrag auf Baugenehmigung nach dem 
31. Dezember 1976 gestellt worden ist, 

2. im Fall der Anschaffung 
diese auf einem nach dem 31. Dezember 
1976 rechtswirksam abgeschlossenen obli- 
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gatorischen Vertrag oder gleichstehenden 
Rechtsakt beruht. 

§§ 14 a und 15 des Gesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 18. Februar 1976 (BGBl. I 
S. 353) oder einer früheren Fassung sind weiter 
anzuwenden bei Einfamilienhäusern, Zweifami-
lienhäusern und Eigentumswohnungen sowie Zu-
bauten, Ausbauten und Umbauten an Einfami-
lienhäusern, Zweifamilienhäusern und Eigen-
tumswohnungen, bei denen 

1. im Fall der Herstellung 
der Antrag auf Baugenehmigung vor dem 
15. Juli 1977 gestellt worden ist, 

2. im Fall des Ersterwerbs oder Zweiterwerbs 
die Anschaffung auf einem vor dem 15. Juli 
1977 rechtswirksam abgeschlossenen obli-
gatorischen Vertrag oder gleichstehenden 
Rechtsakt beruht. 

Bei Einfamilienhäusern, Zweifamilienhäusern und 
Eigentumswohnungen sowie Ausbauten und Er-
weiterungen an Einfamilienhäusern, Zweifami-
lienhäusern und Eigentumswohnungen, bei denen 
der Antrag auf Baugenehmigung nach dem 
31. Dezember 1976 und vor dem 15. Juli 1977 ge-
stellt worden ist oder bei denen im Erwerbsfall 
die Anschaffung auf einem nach dem 31. Dezem-
ber 1976 und vor dem 15. Juli 1977 rechtswirk-
sam abgeschlossenen obligatorischen Vertrag 
oder gleichstehenden Rechtsakt beruht, hat der 
Steuerpflichtige ein Wahlrecht, ob er die er-
höhten Absetzungen nach § 15 oder nach den 
§§ 14 a oder 15 des Gesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 18. Februar 1976 (BGBl. I 
S. 353) oder einer früheren Fassung in Anspruch 
nehmen will. 

(9) § 19 ist vorbehaltlich der Absätze 5 und 10 
erstmals anzuwenden auf Wirtschaftsgüter, die 
nach dem 31. Dezember 1977 angeschafft oder 
hergestellt werden, sowie auf Ausbauten, Erwei-
terungen und andere nachträgliche Herstellungs-
arbeiten, die nach dem 31. Dezember 1977 be-
endet werden. Bei Gebäuden, die nach dem 
31. Dezember 1977 von Steuerpflichtigen herge-
stellt worden sind oder hergestellt werden und 
bei denen der Antrag auf Baugenehmigung vor 
dem 1. Januar 1979 gestellt worden ist oder ge-
stellt wird, hat der Steuerpflichtige ein Wahl-
recht, ob er die Investitionszulage nach § 19 oder 
nach § 19 des Gesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 18. Februar 1976 (BGBl. I 
S. 353), geändert durch Artikel 5 des Einfüh-
rungsgesetzes zur Abgabenordnung vom 14. De-
zember 1976 (BGBl. I S. 3341), in Anspruch neh-
men will. 

(10) § 19 Abs. 5 Satz 3 und 4 ist erstmals auf 
Anträge anzuwenden, für die die Antragsfrist 
nach dem 31. Dezember 1978 endet. 

(11) § 21 Abs. 2 und 3 Satz 1 und § 27 sind 
auf Antrag erstmals für den Veranlagungszeit- 
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Artikel 2 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
auch im Land Berlin. 

Artikel 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün-
dung in Kraft. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

raum 1977 anzuwenden. Der Antrag kann für die 
§§ 21 und 27 nur einheitlich gestellt werden." 

Artikel 1 b 

Zonenrandförderungsgesetz 

§ 3 des Zonenrandförderungsgesetzes vom 5. Au-
gust 1971 (BGBl. I S. 1237), zuletzt geändert durch 
Artikel 65 des Gesetzes vom 14. Dezember 1976 
(BGBl. I S. 3341), wird wie folgt geändert: 

1. Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 Buchstabe b wird die Zahl „30" 
durch die Zahl „40" ersetzt. 

b) In Satz 3 werden die Worte „bei Gebäuden" 
durch die Worte „bei unbeweglichen Wirt-
schaftsgütern, die Gebäude, Gebäudeteile, 
Eigentumswohnungen oder im Teileigentum 
stehende Räume sind," ersetzt. 

2. In Absatz 5 werden die Worte „§ 163 Abs. 2 
Satz 1" durch die Worte „§ 163 Abs. 1 Satz 3 
und Abs. 2 Satz 1" ersetzt. 

3. In Absatz 7 wird die Jahreszahl „1974" durch die 
Jahreszahl „1977" ersetzt. 

Artikel 2 

unverändert 

Artikel 3 

unverändert 




